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Arbeitsmarktprojektion – Wegweiser für Beschäftigungspolitik? 

Wilhelm Adamy und Gerhard Bosch, Düsseldorf*) 

Sowohl die Massenarbeitslosigkeit von 1975 als auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit auf über 2 Mio. zu Beginn der 80er 
Jahre konnte mit Hilfe von Langfristprojektionen des IAB vorausgeschätzt werden. Allerdings erwies sich die Politik als 
unfähig, hieraus die erforderlichen Konsequenzen zu ziehen. Auf die bestprognostizierte Arbeitsmarktkrise wurde nur mit 
einer kurzatmigen Stop and go-Politik reagiert. Der vorliegende Beitrag konzentriert sich daher vor allem auf die 
notwendigen arbeitsmarktpolitischen Schlußfolgerungen, die aus der neuen Arbeitsmarktprojektion 2010 zu ziehen sind. 
Das wichtigste Ergebnis ist, daß trotz günstiger Wachstumschancen anhaltende Massenarbeitslosigkeit droht. Würde der 
Trend zur Arbeitszeitverkürzung gestoppt, würden sich die Arbeitsmarktungleichgewichte in Zukunft gegenüber den 
Berechnungen der Projektion noch drastisch erhöhen. 
Der Beitrag weist neben diesen quantitativen Arbeitsmarktproblemen auf eine Reihe qualitativer Gestaltungsaufgaben für 
die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik hin. Es ist nicht ausgeschlossen, daß die künftige Beschäftigungszunahme vor 
allem auf ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse entfällt; die zunehmende Erwerbsbeteiligung von Frauen kann mit einer 
Expansion geringfügiger Beschäftigung verbunden sein. Höherqualifizierung setzt sich nicht automatisch durch. Die 
sektorale Umstrukturierung kann angesichts des Auslaufens von Vorruhestandsmaßnahmen wieder mit Massenarbeitslosig-
keit verbunden sein. Notwendig ist daher eine präventive Arbeitsmarktpolitik, die auf die erkennbaren Trends frühzeitig 
reagiert. Dazu zählt vor allem ein Ausbau des Weiterbildungssystems, die Förderung qualifizierter Arbeitsplätze, bessere 
Absicherung von atypischen Arbeitsverhältnissen, ein Ausbau der qualitativen Personalentwicklungsplanung sowie eine 
zielgruppenorientierte Arbeitsmarktpolitik zugunsten benachteiligter Personengruppen. 

Gliederung 

1. Problemstellung 

2. Zur Aussagefähigkeit von Arbeitsmarktprojektionen 

3. Beschäftigungspolitische Risiken auf mittlere Sicht 
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3.2 Tarifliche Arbeitszeitverkürzung zur Bekämpfung 

von Massenarbeitslosigkeit unabdingbar 
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3.4 Frauenerwerbstätigkeit steigt weiter 
3.5 Behauptete Höherqualifizierung nicht ohne Risiken 
3.6 In   Industrie   weiterhin   mit   Personalabbau   zu 

rechnen 
3.7 Die Anforderungen an betriebliche Beschäftigungs-

politik steigen 
3.8 Struktureller Verfestigung der Arbeitslosigkeit ent-

gegenwirken 
3.9 Globale Herausforderungen steigen 

4. Schlußbemerkung 

*) Dr. rer. pol. Wilhelm Adamy ist Referatsleiter für Arbeitsmarktpolitik beim 
DGB-Bundesvorstand, Lehrbeauftragter an der Sozialakademie Dortmund 
Dr. rer. pol. Gerhard Bosch ist wissenschaftlicher Referent im Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Institut des DGB (WSI) Der Beitrag liegt in 
der alleinigen Verantwortung der Autoren. 

1) Vgl. Klauder, W., G. Kühlewind, P. Schnur, M. Thon, Zur Arbeits-
marktentwicklung bis 1980 – Modellrechnungen unter Berücksichtigung der 
„Energiekrise“, in: MittAB 1/1974, S. l ff. sowie: Klauder, W., P. Schnur, 
Mögliche Auswirkungen der letzten Rezession auf die Arbeits-
marktentwicklung bis 1990. Modellrechnungen nach 26 Sektoren und globale 
Arbeitsmarktbilanz unter alternativen Annahmen, in: MittAB 3/1976, S. 238 
ff. 

1. Problemstellung 
Wirtschaftsforscher sind bekanntlich keine Hellseher. Ihre 
Projektionen und Modellrechnungen stellen keinesfalls 
Prophezeiungen dar, die die künftige Wirklichkeit exakt 
vorhersagen können; keine noch so gute Vorausschätzung 
des Arbeitsmarktes kann die Unsicherheit über die zukünf-
tige Entwicklung beseitigen, sondern lediglich – auf der 
Basis heutigen Wissens – einzuschränken versuchen. 
Ungeachtet aller Fehlerquellen stellen arbeitsmarktpoliti-
sche Langfristprojektionen wichtige Planungshilfen dar, 
die es ermöglichen, arbeitsmarktpolitische Risiken frühzei-
tig zu erkennen und die notwendigen politischen Konse-
quenzen zu ziehen. Staatliche Arbeitsmarktpolitik kann 
ihre in § 2 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) formu-
lierte arbeitsmarktpolitische Zielsetzung nur dann erfüllen, 
wenn sie nicht nur auf tagespolitische Herausforderungen 
reagiert, sondern langfristig und vorausschauend angelegt 
ist. 
Die nunmehr 20jährige Geschichte des AFG zeigt jedoch, 
daß die wissenschaftlichen Arbeitsmarktbeobachtungen 
und längerfristigen Orientierungshilfen von der Politik 
kaum zur Kenntnis genommen wurden. 
Frühzeitig hat die Arbeitsmarktforschung auf die gesamt-
wirtschaftlichen Beschäftigungsrisiken aufmerksam zu 
machen versucht. Sowohl die Massenarbeitslosigkeit 1975 
als auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit über die 2-Mio.-
Grenze zu Beginn der 80er Jahre konnte mit Hilfe von 
Szenarien vorausgesehen werden1). Dieter Mertens konnte 
zu Recht darauf verweisen, daß es sich um die bestprogno-
stizierte Arbeitsmarktkrise handelt. 
Doch die Politik erwies sich weitgehend als unfähig, die 
erforderlichen Konsequenzen aus den längerfristigen 
Arbeitsmarktprognosen zu ziehen. Große Teile der Wirt-
schaftswissenschaften und der Politik sahen und sehen die 
Beschäftigungskrise als Zwischentief an, durch das man 

  

MittAB 1/90 111 



hindurchsegeln müsse. Viele setzten auf die Hoffnung, daß 
die demographische Entwicklung die Arbeitsmarkpro-
bleme Ende der 80er Jahre quasi im Selbstlauf löse. 
Von dem vorausgesagten „Schwächeanfall“ konnte sich der 
Arbeitsmarkt bei allenfalls gelegentlichen fiskalischen 
Interventionen nicht erholen. Staatliche Beschäftigungspo-
litik geriet mit zunehmender Dauer der Beschäftigungs-
krise verstärkt in den Sog restriktiver Finanzpolitik. Die 
primär fiskalpolitisch motivierte Stop an go-Politik im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik ging mit einer Bedeu-
tungszunahme der passiven Maßnahmen einher. Wie kurz-
atmig die Arbeitsmarktpolitik zwischenzeitlich geworden 
ist, zeigt sich exemplarisch am Haushaltsplan der Bundes-
anstalt für Arbeit für 1989, der erst am 28. 12. 1988 – also 4 
Tage vor Beginn des Haushaltsjahres – von den Selbstver-
waltungsorganen der BA verabschiedet werden konnte2). 
Selbst eine zweijährige Finanzplanung der Arbeitslosenver-
sicherung ist nicht möglich, da das Leistungsrecht wenig-
stens einmal jährlich geändert wurde und die Bundesregie-
rung mehrfach ins Haushaltsrecht der BA eingegriffen 
hat3). Von einer rationalen, längerfristig angelegten 
Arbeitsmarktpolitik sind wir mehr denn je entfernt. 
Im Unterschied zu den arbeitsmarktpolitischen Projektio-
nen haben bevölkerungspolitische Prognosen im öffentli-
chen Bewußtsein und der aktuellen Politik nachhaltige 
Spuren hinterlassen. Die Finanzierung der Rentenkassen 
nach der Jahrtausendwende rückte über weite Strecken 
weit mehr ins Zentrum der Auseinandersetzung als die 
Bekämpfung der aktuellen Arbeitslosigkeit. Vielfach lösen 
die Veränderungen der demographischen Entwicklung in 
30 bis 40 Jahren größere Befürchtungen aus als die abseh-
baren Arbeitsmarktprobleme der nahen Zukunft. Dabei 
wird meist übersehen, daß demographisch bedingte Finan-
zierungs- und Verteilungsprobleme durch beschäftigungs-
politische Einflußfaktoren sowohl entschärft als auch ver-
schärft werden können. Zwischen Arbeitsmarkt und 
Alterssicherung besteht ein enger Zusammenhang. Über 
die Beitragszahler und Verrentungsregeln wirkt die 
Arbeitsmarktlage umfassend auf das Alterssicherungssy-
stem ein wie umgekehrt Veränderungen demographischer 
Faktoren das Erwerbspersonenpotential und das Wirt-
schaftswachstum beeinflussen können.4) 

2) Vgl. Adamy, W., Sparnovelle treibt Arbeitslosenzahl in die Höhe, in: 
Soziale Sicherheit 1/1989, S. 11 ff. 

3) Vgl. derselbe, Haushalt '86 der Bundesanstalt für Arbeit, in: Soziale 
Sicherheit 1/1986, S. 22 ff. 

4) Vgl. hierzu: Prognos, Gesamtwirtschaftliche Entwicklungen und gesetzliche 
Rentenversicherung vor dem Hintergrund einer schrumpfenden 
Bevölkerung, Basel 1987. Zur Arbeitsmarktabhängigkeit der Renten-
versicherung siehe auch: Adamy, W., S. Koeppinghoff, Zur Krisenanfäl-
ligkeit der Rentenversicherung. Arbeitsmarktbedingte Finanzierungsprobleme 
in theoretischer und empirischer Sicht, in: Konjunkturpolitik 
5/1983, S. 285 ff. 

5) Himmelreich, F.-H., Arbeitsmarkt und Lohn, in: Resonanzen. Arbeitsmarkt 
und Beruf – Forschung und Politik. Festschrift für Dieter Mer- 
tens, hrsg. von L. Reyher, J. Kühl, BeitrAB 111, Nürnberg 1988, S. 178 

6) Vgl. Klauder, W., Der methodische Ansatz des IAB zur längerfristigen 
Vorausschätzung des Arbeitsmarktes, in: Konzepte der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, hrsg. von Dieter Mertens, BeitrAB 111, Nürnberg 
1988 (3. Aufl.) S. 202 ff. sowie Barth, H.-J., Mittelfristige Arbeits-
marktprojektionen. Anmerkungen zu ihrer Aussagefähigkeit und einige 
Folgerungen, in: Resonanzen a. a. O., S. 17 ff. 

7) Vgl. Kühlewind, G., Das IAB-Konzept der Alternativprognostik, in: 
Konzepte der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung a. a. O., S. 180 ff. zur 
kritischen Auseinandersetzung mit dem IAB-Szenarium siehe auch: 
Schäfer, C., Auch bei Wachstum bleibt die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
bis zum Jahr 2000 eine politische Aufgabe – Szenarien zur 
Entwicklung des Arbeitsmarktes bis 2000 – in: WSI-Mitteilungen 3/1986, 
S. 145 ff. 

Ungeachtet dieses Zusammenhangs werden aus den län-
gerfristigen bevölkerungspolitischen Rechnungen bereits 
arbeitsmarktpolitisch relevante Konsequenzen gezogen; 
die arbeitsmarktpolitischen Probleme hingegen werden als 
vorübergehendes konjunkturelles Phänomen ohne länger-
fristige Konsequenzen darzustellen versucht. So sprechen 
sich die Arbeitgeber expressis verbis für die geplante Her-
aufsetzung der Altersgrenzen, auch unabhängig von der 
Lage auf dem Arbeitsmarkt, aus. Sie vernachlässigen dabei 
völlig, daß Handlungsbedarf und Leistungsfähigkeit der 
Alterssicherung in naher Zukunft entscheidend von der 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt geprägt werden. 
Es fehlt auch der Wille zu einer aktiven Beschäftigungspo-
litik. Man setzt weniger auf beschäftigungspolitisches Han-
deln als auf den Prozeß der marktwirtschaftlichen Selbst-
reinigung. 

2. Zur Aussagefähigkeit von Arbeitsmarktprojektionen 
In einer kontroversen Debatte in den Selbstverwaltungsor-
ganen der BA wurde die Aussagefähigkeit der IAB/Pro-
gnos-Projektion in Zweifel gezogen und auf eine Korrektur 
der Prämissen hinzuwirken versucht. So sinnvoll eine Dis-
kussion um methodische Schätzprobleme von Projektionen 
auch ist, viel einschneidender ist die Frage, welche politi-
schen Konsequenzen aus der weiterhin drohenden ungün-
stigen Arbeitsmarktsituation gezogen werden. Wissen-
schaftliche Szenarien sollten nicht instrumentalisiert wer-
den, sondern vorurteilsfrei daraufhin geprüft werden, wel-
cher politische Handlungsbedarf sich daraus ergibt. Dies 
gilt für arbeitsmarktpolitische Projektionen ebenso wie für 
bevölkerungspolitische. 
Nach Einschätzung der Arbeitgeber „suggerieren die Pro-
jektionen des IAB eine Zwangsläufigkeit der Entwicklung, 
die in der Realität nicht gegeben ist. Diesen Eindruck 
können auch Alternativszenarien nur begrenzt revidieren, 
denn auch sie können nur einige wenige wirtschaftspoliti-
sche Handlungsoptionen einfangen .. ,“5). Sicher ist es 
richtig, daß Modellrechnungen die noch Ungewisse 
Zukunft nicht in allen Teilen einfangen können. Dennoch 
geht die Kritik weit übers Ziel hinaus. Die Arbeitsmarkt-
prognostik selbst hat immer wieder davor gewarnt, daß 
ihre Ergebnisse als eindeutiges Bild von der Zukunft fehl-
interpretiert werden. Die Vorhersagequalität ist und bleibt 
ungewiß. Durch alternative Annahmen kann allerdings die 
Plausibilität erhöht und ein Spektrum möglicher Entwick-
lungen umrissen werden, das sich zu einem relativ konsi-
stenten Zukunftsbild verdichtet. Die Unsicherheit über die 
künftige Arbeitsmarktentwicklung kann so ein Stück ver-
ringert, wenn auch nicht ganz beseitigt werden.6) 
Arbeitsmarktprognosen können und dürfen keinesfalls als 
zwangsläufige Entwicklungen angesehen werden, sondern 
müssen als Orientierungshilfen verstanden werden, welche 
die Auswirkungen plausibler Annahmen und Reaktionen 
in ihrer Größenordnung deutlich machen.7) Sie liefern 
grobe Vorstellungen darüber, wie die Zukunft aussehen 
könnte. Im Mittelpunkt steht die Warn- und Beratungs-
funktion politischer Entscheidungsträger und die Abschät-
zung eines künftigen Handlungsbedarfs. Eine zukunftsge-
richtete Politik macht es erforderlich, daß möglicherweise 
auftretende Fehlentwicklungen und Ungleichgewichte vor-
ausschauend erkannt werden. 
Die Qualität einer Arbeitsmarktprojektion muß sich kei-
nesfalls immer darin zeigen, ob sie sich in der Wirklichkeit 
auch tatsächlich erfüllt. Projektionen können weit erfolg- 
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reicher sein, wenn sie zur Grundlage politischer Entschei-
dungen gemacht werden und den absehbaren Beschäfti-
gungsrisiken vorbeugend entgegengewirkt wird. Alterna-
tiv- und Simulationsrechnungen können sich erst dann 
bewahrheiten, wenn die Warnsignale nicht beachtet wer-
den und wenn man den abschätzbaren Fehlentwicklungen 
nicht rechtzeitig begegnet. 
In der Vergangenheit wurden jene Arbeitsmarktprojektio-
nen, die eine langanhaltende Phase gravierender Unterbe-
schäftigung prognostizierten, sehr schnell als Schwarzmale-
rei oder Katastrophenszenarien abzutun versucht. Im 
Nachhinein zeigt sich jedoch, daß die arbeitsmarktpoliti-
schen Langfristprojektionen – die sich nicht auf aktuelle 
politische Stimmungslagen, sondern auf gut begründete 
Prämissen stützen – in der Realität durchaus Bestand 
haben können. 
Bereits Anfang 1974 legte das IAB die erste mittelfristige 
Projektion bis 1980 vor, die sich durch eine hohe Treffer-
quote auszeichnete. In der mittleren Variante C2 wurde 
für 1980 die registrierte Arbeitslosenzahl mit 785 000 vor-
ausgeschätzt und die Stille Reserve mit 520 000.8) Die 
tatsächliche Arbeitsmarktentwicklung nahm einen noch 
ungünstigeren Verlauf. Die vorausgeschätzten Zahlen wur-
den jeweils um rund 100000 übertroffen. In dieser noch vor 
Ausbruch der Beschäftigungskrise erstellten Vorausschau 
war ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß wegen 
der drohenden hohen Arbeitslosigkeit wirtschafts- und 
arbeitsmarktpolitisches Handeln notwendig sei. 
Auch die nachfolgenden Alternativrechnungen der Jahre 
1976 und 1982 machten deutlich, daß die Gefahr anhaltend 
hoher Arbeitslosigkeit in den 90er Jahren noch nicht 
gebannt sei. 
Ausgangspunkt der jüngsten Projektion sind erneut drei 
Wachstumsszenarien, wobei der Wachstumsfächer des 
Bruttoinlandsprodukts mit 1,5% jährlich in der unteren, 
bzw. 2,3% in der mittleren bzw. 2,7% in der oberen 
Variante diesmal enger beieinander liegt als in den voran-
gegangenen Projektionen. Die potentiellen Möglichkeiten 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gehen sicherlich 
über diese Entwicklungsphase hinaus. Da sich wirtschaftli-
che und soziale Prozesse jedoch nicht losgelöst von den 
historischen Bedingungen entwickeln, scheint es aufgrund 
der Erfahrungen durchaus gerechtfertigt, die Zahl der 
möglichen Szenarien auf diesen Wachstumsfächer zu 
begrenzen. Das mittlere Szenario bezeichnet dabei einen 
Entwicklungspfad, der immer noch deutlich über dem tat-
sächlichen Wirtschaftswachstum der Jahre 1973 bis 1987 lag 
(durchschnittlich + 1,8% jährlich). In den beiden letzten 
Jahren konnte dieses Wachstum zwar deutlich übertroffen 
werden. Es bleibt auch zu hoffen, daß Wachstumstrend 
und Beschäftigungsschwelle wieder etwas günstiger verlau-
fen als in den letzten 15 Jahren. Es wäre jedoch fatal, die 
gegenwärtig boomende Konjunktur zu extrapolieren und 
die arbeitsmarktpolitischen Risiken zu unterschätzen. 
Sicherlich wird der Zuwandererstrom die Beschäftigungs-
schwelle beeinflussen und einen höheren Wachstumspfad 
begünstigen. Zugleich erhöht sich allerdings das Erwerbs-
personenpotential, so daß sich Angebot und Nachfrage 
gleichfalls nach oben verlagern, ohne daß damit die 

8) Vgl. Kühlewind, G., Rückblick auf Arbeitsmarktprojektionen für die siebziger 
Jahre in der Bundesrepublik Deutschland, in: MittAB 3/1980 S. 322 ff. sowie 
Barth, HJ., Mittelfristige Arbeitsmarktprojektionen a. a. O., S. 18 ff. 

Arbeitsmarktbilanz positiv beeinflußt werden muß. Zudem 
ist nicht auszuschließen, daß sowohl aus ökologischen wie 
Kapazitätsgründen Wachstumsgrenzen erreicht werden 
könnten und die Preise im Rahmen der innerdeutschen 
Währungsunion in Bewegung geraten. Die zu befürchten-
den Steuererhöhungen könnten gleichfalls als Wachstums-
bremse wirken ebenso wie steigende Zinsen. Der deutsch-
deutsche Einigungsprozeß bietet ebensowenig wie die EG-
Integration Anlaß für Schönwetterprognosen oder Kata-
strophenszenarien . 

3. Beschäftigungspolitische Risiken auf mittlere Sicht 

3.1 Anhaltende Arbeitsmarktungleichgewichte 
Das wichtigste Ergebnis der aktuellen IAB-Prognos-Pro-
jektion ist, daß trotz günstiger Wachstumsannahmen die 
Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt in den nächsten 
15 Jahren anzuhalten drohen. Aus den Projektionsergeb-
nissen sowohl der mittleren wie der optimistischen dritten 
Variante läßt sich eindeutig schließen, daß die Gefahr 
hoher globaler Arbeitslosigkeit mit großer Wahrscheinlich-
keit über das Jahr 2000 hinaus bestehen bleiben könnte. 
Dies, obwohl in der oberen Variante ein starker Anstieg 
der Erwerbstätigenzahl um 1,6 Mio. von 1987 bis zum 
Jahre 2000 unterstellt wird. Auch in der oberen Bedarfs-
und Potentialkurve bleibt die Schere bis Mitte der 90er 
Jahre noch weitgehend unverändert; im Jahre 2000 betrüge 
der Saldo immer noch 2 Mio., im Jahre 2005 noch rund 
1,5 Mio. und erst im Jahre 2010, ohne Berücksichtigung 
der wieder erhöhten Altersgrenze, ca. 1,3 Mio.; bei Wie-
deranhebung der Altersgrenze könnte der Saldo zwischen 
Potential und Bedarf möglicherweise erneut auf rund 
2 Mio. ansteigen. Unter der Annahme, daß auch künftig 
rund zwei Drittel des Saldos auf die registrierte Arbeitslo-
sigkeit entfallen, kann nach wie vor die offizielle Arbeitslo-
senzahl im Jahre 2000 bei ca. 1,4 Mio. Arbeitslosen liegen 
und im Jahre 2005 bei knapp l Mio. und im Jahre 2010 bei 
ca. 850000 bzw. erneut 1,3 Mio. Arbeitslosen. 
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sonenpotential wird Druck auf den Arbeitsmarkt ausge-
hen. Der aktuelle Zustrom von Aus- und Übersiedlern 
sowie Asylbewerbern hat bereits die Annahmen von IAB/ 
Prognos weit übertroffen. Für den Zeitraum zwischen 1988 
und 1990 wurde eine Zuwanderung von rund 750000 Deut-
schen angenommen. Tatsächlich jedoch sind von Anfang 
1988 bis zum März 1990 allein 1,25 Mio. Aus- und Über-
siedler in die Bundesrepublik eingewandert; ein Ende des 
Zuwanderungsstromes ist bisher nicht absehbar. Auch in 
den 90er Jahren dürfte die Zuwanderung voraussichtlich 
weit über die vorausgeschätzten 55000 bis 60000 Personen 
pro Jahr hinausgehen, so daß die Potentialkurve weiter 
nach oben verschoben werden könnte. 
Ein beachtliches Arbeitskräftepotential an Aus- und Über-
siedlern befindet sich gegenwärtig noch im Wartestand. 
Ende März 1990 waren gut 400000 Aus- und Übersiedler 
bei den Arbeitsämtern arbeitslos gemeldet oder nahmen an 
Bildungsmaßnahmen des Arbeitsamtes teil. Aufgrund des 
verstärkten Zuwanderungsstromes gelangt das DIW9) mitt-
lerweile zu der Einschätzung, daß die erwerbsfähige Bevöl-
kerung im Jahre 2010 eher über als unter derjenigen von 
1987 liegen könnte. Auch wenn die Zahl der 20- bis unter 
60jährigen nur grobe Orientierungspunkte über die Zahl 
der tatsächlich dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehenden 
Erwerbspersonen liefert, so zeigt sich doch, daß die Hoff-
nung auf eine demographische Lösung der Arbeitsmarkt-
probleme sich nicht erfüllen wird. Möglicherweise wird 
schließlich das interne Erwerbspersonenpotential in der 
Langfristprojektion unterschätzt. Dies gilt vor allem für 
Ausländer und Frauen, worauf das IAB10) und andere 
Institute11) verwiesen haben. Befragungen12) zeigen z. B., 
wie ausgeprägt die Erwerbswünsche vieler Ausländer sind, 
die aber wegen rechtlicher Hindernisse oder aufgrund von 
Verdrängungsprozessen zu Lasten ausländischer Arbeits-
kräfte nicht realisiert werden konnten. Legt man für Aus-
länder und Deutsche die gleichen Erwerbsquoten 
zugrunde, so steigt die stille Arbeitsmarktreserve für Aus-
länder auf der Basis von 1987 um knapp 240000 Personen 
über die vom IAB ermittelte Zahl13). Vergleichbare Hin-
weise liegen für die Frauen vor. Das IAB schätzt angesichts 
der in einer EMNID-Befragung erhobenen Erwerbswün-
sche von Frauen seine Potentialrechnung „sehr zurückhal-
tend“ ein. Die vom IAB errechnete stille Reserve für 
Frauen lag 1986 um 120000 niedriger als die sich aus einer 
ähnlichen Befragung ergebende zusätzliche Zahl „latent 
erwerbsbereiter“ Frauen14). Es ist daher keinesfalls ausge-
schlossen, daß wir einem Arbeitskräfteschub gegenüberste-
hen, der weit über die IAB/Prognos-Schätzung hinausgeht. 
Sicherlich wird die deutsch-deutsche Entwicklung mehr 
Wachstum und Beschäftigung mit sich bringen können. 
Selbst wenn das Wachstum höher ausfallen sollte als in den 
80er Jahren, so scheinen doch große Zweifel angebracht, 
ob dies ausreichen wird, den Bevölkerungsschub in weit 

9) Vgl. Schulz,  E.,  Szenarien der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland, in: DIW-Wochenbericht 8/90, S. 93 ff. 

10) Vgl.   IAB-Kurzbericht  v.   12.   10.   1989  „Zum  Umfang  der Stillen 
Reserve“ sowie:  Bach,  H. U.  u.  a.,  Zur Arbeitsmarktsituation der 
Ausländer in der Bundesrepublik, in MittAB 3/87 

11) Vgl. Schäfer, C., Auch bei Wachstum bleibt die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit bis zum Jahre 2000 eine politische Aufgabe, a.a.O., S. 145 
ff. 

12) Vgl. Bach, H. U. u. a., a.a.O., S. 280 
13) Vgl. Adamy,   W.,   G.  Bosch,  Arbeitsmarkt, in:  M.  Kittner (Hrsg.) 

Gewerkschaftsjahrbuch 1988, Köln S. 251 
14) Vgl. Brinkmann, C. u. a.: Methodische und inhaltliche Aspekte der 

stillen Reserve, in: MittAB 4/1987, S. 396 

stärkerem Maße zu absorbieren als in der Arbeitsmarkt-
prognose 2010 ausgewiesen. 
Die Hoffnung auf eine Fortschreibung des gegenwärtigen 
Trends kann trügerisch sein. Angesichts der ausgeprägt 
zyklischen Struktur der wirtschaftlichen Entwicklung in der 
Vergangenheit, sind diese Hoffnungen mehr vom Optimis-
mus des gegenwärtigen Konjunkturaufschwungs geprägt 
als durch handfeste Belege für das Ende von Konjunktur-
einbrüchen in der Zukunft. Die konjunkturellen Risiken 
sollten ebensowenig unterschätzt werden wie wirtschaftli-
che Schwächephasen in einzelnen Sektoren. Derartige Ein-
brüche werden die durchschnittlichen Wachstumsraten 
beträchtlich absenken, so daß es schwierig sein könnte, das 
obere Wachstumsszenario auf Dauer zu realisieren. Die 
Deregulierung am Arbeitsmarkt (wie das sogenannte 
Beschäftigungsförderungsgesetz) könnte sogar dazu füh-
ren, daß die Beschäftigung im Konjunkturabschwung weit 
schneller abgebaut wird als bisher. 
Abgeschwächt werden könnte die Beschäftigungswirkung 
des Wirtschaftswachstums voraussichtlich auch durch einen 
Wiederanstieg des Produktivitätsfortschritts. In der mittle-
ren Variante wird mit einer längerfristigen Trendrate von 
2,8% pro Jahr und Erwerbstätigenstunde gerechnet. Bis 
1995 wird sogar ein Produktivitätsfortschritt je Erwerbstäti-
genstunde von 3% unterstellt. Dies liegt deutlich über den 
Werten der Vergangenheit, die sich aus hohen Produktivi-
tätszuwächsen von 1973 bis 1980 (+ 3,3% pro Erwerbstäti-
genstunde) und niedrigeren zwischen 1980 und 1987 
(+ 1,3%) zusammensetzen. IAB/Prognos weisen zu Recht 
darauf hin, daß das geringe Produktivitätswachstum 
Anfang der 80er Jahre auf eine Reihe von Sonderfaktoren 
zurückzuführen ist, wie die Zunahme der Ausbildungszah-
len, die verstärkte Inanspruchnahme des Erziehungsur-
laubs, steigende ABM-Zahlen und sinkende Investitions-
quote; diese Sonderfaktoren können für die Zukunft nicht 
fortgeschrieben werden. Das künftig höhere Wachstum 
forciert die Einführung neuer Technologien; außerdem ist 
durch den EG-Binnenmarkt mit einer Verschärfung des 
Wettbewerbs zu rechnen, so daß die getroffenen Produkti-
vitätsannahmen im Verhältnis zu der Wachstumsschätzung 
plausibel erscheinen. 
Als Fazit ist hier festzuhalten: Die Arbeitslosigkeit erledigt 
sich nicht – wie vielfach unterstellt – Mitte der 90er Jahre 
durch den demographisch bedingten Rückgang der 
Erwerbsbevölkerung langsam von selbst. Eine quasi 
„naturwüchsige Lösung“ des Arbeitsmarktproblems ist 
nicht in Sicht. Arbeitslosigkeit stellt auf absehbare Sicht 
kein Übergangsphänomen dar, das durch „Untertunne-
lung“ ausgesessen werden kann. Über das von IAB/Pro-
gnos berechnete Erwerbspersonenpotential hinaus beste-
hen vermutlich noch nicht erfaßte Arbeitsmarktreserven 
bei Frauen und Ausländern. Die hohe Zuwanderung aus 
dem Osten verschärft zusätzlich die Arbeitsmarktpro-
bleme. 

3.2 Tarifliche Arbeitszeitverkürzung zur Bekämpfung von 
Massenarbeitslosigkeit unabdingbar 

In allen drei Projektionsvarianten des Arbeitskräftebedarfs 
unterstellen IAB/Prognos Arbeitszeitverkürzungen von 
– 0,7 vH bis – 0,8 vH pro Jahr. Ohne diese Arbeitszeit-
verkürzungen würde die Massenarbeitslosigkeit zumindest 
in den 90er Jahren noch weiter ansteigen. Diese Szenarien 
lassen – wie schon die früheren Projektionen des IAB -
erkennen, daß Arbeitszeitverkürzungen ein zentrales 
Instrument der Bekämpfung von Massenarbeitslosigkeit 
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sind. Dabei kommt der tariflichen Arbeitszeitverkürzung 
eine zentrale Rolle zu. Zwischen 1975 und 1984 ist das 
Tempo der tariflichen Arbeitszeitverkürzung durch den 
Stillstand bei der Wochenarbeitszeit auf — 0,3 vH pro Jahr 
gedrückt worden. Dies hat nicht ausgereicht, um das stei-
gende Erwerbspersonenpotential zu absorbieren und einen 
Anstieg der amtlichen Arbeitslosenzahl von l auf 2 Millio-
nen zu verhindern. 
Seitdem ist der Prozeß der tariflichen Arbeitszeitverkür-
zung wieder in Gang gekommen und hat nach übereinstim-
mender Auffassung der Begleitforscher einen wesentlichen 
Beitrag zur Schaffung neuer und zur Sicherung bestehen-
der Arbeitsplätze geleistet15). Die Bedeutung der tarifli-
chen Arbeitszeitpolitik wird sichtbar, wenn wir uns die 
Komponenten der Arbeitszeitverkürzung in den beiden 
letzten Jahrzehnten näher anschauen: 

Zwischen 1970 und 1988 haben die Überstunden drastisch 
abgenommen. Sie sind inzwischen auf einem relativ niedri-
gen Niveau angelangt. Die Gewerkschaften werden daher 
mit weiteren Vereinbarungen zur Begrenzung der Mehrar-
beit16) allenfalls ein leichteres Absinken erreichen, im 
ungünstigsten Fall nur ein weiteres, starkes Ansteigen im 
Zusammenhang mit dem höheren durchschnittlichen Wirt-
schaftswachstum verhindern können. 
Die Teilzeitquote wird sich vermutlich parallel zur 
Erwerbsbeteiligung der Frauen erhöhen, aber als isoliertes 
Instrument den Arbeitsmarkt kaum spürbar entlasten kön- 

15) Zur   Übersicht   über  die   verschiedenen   Begleituntersuchungen  zur 
Wochenarbeitszeitverkürzung seit 1985 vgl. Seifen, H., Beschäftigungs-
wirkungen und Perspektiven der Arbeitszeitpolitik, in: WSI-Mitteilun- 
gen 3/1989, S. 156 ff. 

16) Vgl. Bispinck, R., I. Kurz-Scherf, WSI-Tarifarchiv: Begrenzung und 
Freizeitausgleich  für  Mehrarbeit,  Elemente  qualitativer Tarifpolitik 
1989, Nr. 9, Düsseldorf 

17) Die   Langfassung  der  Projektion  quantifiziert  an  einer  Stelle   die 
Zunahme der Teilzeitquote (allerdings nur von weniger als 25 Wochen-
stunden). Diese Teilzeitquote soll von 10,7 vH 1987 bis zum Jahre 2010 
auf 14,4 vH, als immerhin um 35 vH ansteigen (Prognos, Arbeitslandschaft 
bis 2010 nach Umfang und Tätigkeitsprofilen, BeitrAB 131.1 
[Textband], Seite 54). Diese weitere Expansion des Teilzeitmarktes 
zeigt, wie dringlich bessere gesetzliche und tarifliche Absicherungen 
dieser Beschäftigten gegen unzumutbare Arbeitsbedingungen, eine Ver-
besserung der Zugangschancen auch zu Weiterbildungsmaßnahmen und 
zu Vollzeitstellen sind 

18) Vgl. WSI-Tarifarchiv, Auf dem Weg zur 36-Stunden-Woche. Entwicklung 
der tariflichen Wochenarbeitszeit bis 1989, Düsseldorf 1989 

19) Vgl. Büchtemann, C., Schupp: Zur Sozioökonomie der Teilzeitbeschäftigung 
in der Bundesrepublik, Wissenschaftszentrum Berlin, IIM/LMP 86-15 

20) Vgl. IAB-Kurzbericht vom 18. 12. 1989 „Statistiken zur Arbeitnehmer- 
Überlassung“ 

21) Vgl. DGB, Abt. Arbeitsmarktpolitik, Stellungnahme für den 6. Bericht 
der Bundesregierung über Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes – AÜG – sowie über Auswirkungen des 
Gesetzes zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung, Düsseldorf 1988 

22) Vgl.   Cramer,   U.,   Klein-   und  Mittelbetriebe:   Hoffnungsträger  der 
Beschäftigungspolitik, in: MittAB 1/1987 

nen17). Gesetzliche Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung 
durch Vorruhestand sind ausgelaufen, während das nach-
folgende Altersteilzeitgesetz wirkungslos blieb. Die tarifli-
che Arbeitszeitpolitik nimmt somit eine Schlüsselrolle ein. 
Wird sie – wie dies die Arbeitgeber wünschen – gestoppt, 
müssen die Projektionen grundsätzlich revidiert werden. 
Die Arbeitslosigkeit würde beträchtlich steigen. 
IAB/Prognos haben für die beiden Jahrzehnte unterschied-
liche Arbeitszeitannahmen getroffen, was aus heutiger 
Sicht durchaus Sinn macht. Für die 90er Jahre, in denen 
sich das Beschäftigungsproblem drastischer als im anschlie-
ßenden Jahrzehnt stellt, wird ein höheres Tempo der 
Arbeitszeitverkürzung angenommen (zwischen – 1,0 vH 
und – 0,8 vH pro Jahr) als für die Periode von 2000 bis 
2010 (- 0,7 vH und – 0,4 vH pro Jahr). Die Fortsetzung 
des gegenwärtigen Tempos der tariflichen Arbeitszeitver-
kürzung plus zusätzlicher Teilzeit würde ca. bis zum Jahre 
2000 die 35-Stunden-Woche für alle ermöglichen18). 
Offensichtlich gibt es weder einen gesellschaftlichen Kon-
sens bezüglich einer weiteren Verkürzung der Arbeitszeit 
noch bezüglich einer besseren Absicherung der Teilzeit-
kräfte. Die arbeitszeitpolitischen Konsequenzen der IAB/ 
Prognos-Untersuchung finden insbesondere bei jenen 
kaum Beachtung, die öffentlich immer wieder fordern, daß 
tarifpolitische Entscheidungen die Arbeitsmarktsituation 
berücksichtigen müßten. Erhebliche Widerstände sind 
folglich noch zu überwinden. Bei anhaltendem Druck der 
Arbeitslosigkeit und einer relativ starken Sektorverschie-
bung zugunsten des Dienstleistungsgewerbes wird dies 
nicht leicht sein. 

3.3 Mehr Beschäftigung – aber welche? 
IAB/Prognos gehen von einer kräftigen Zunahme der 
Erwerbstätigenzahl aus. Im Jahre 2000 sollen nach der 
mittleren Variante rund l Million mehr Arbeitskräfte als 
1987 beschäftigt sein. Über die Qualität dieser Beschäfti-
gungsverhältnisse wird hingegen wenig ausgesagt. Die Stu-
die bewegt sich teilweise in einer zu abstrakten und trocke-
nen Modellwelt, in der Produktivität, Wachstum und 
Arbeitszeit saldiert, aber wichtige soziale Veränderungen 
der Arbeitslandschaft ausgeblendet bleiben. Dies gilt 
ebenso hinsichtlich der Lohnentwicklung und der Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen. 
In der Vergangenheit ist das Beschäftigungswachstum sehr 
stark auf prekäre Arbeitsverhältnisse entfallen: 
- Der Zuwachs von rund l Million beschäftigten Arbeit-

nehmern zwischen 1980 und 1988 entfiel zu 68% auf 
zusätzliche Teilzeitbeschäftigung. Besonders stark war 
das Wachstum bei schlecht entlohnten sozialversiche-
rungsfreien Arbeitsverhältnissen.19) 

- Die Zahl der legalen Leiharbeitnehmer hat sich zwischen 
1985 und 1989 auf 104930 (Stichtag 30. 6.) verdoppelt. 
Leiharbeitnehmer verdienen erheblich weniger als gleich 
qualifizierte Arbeitskräfte in anderen Wirtschaftszwei-
gen.20)   Zugleich   wird   von   Verleihern   häufig   gegen 
arbeits- und sozialrechtliche Schutzbestimmungen ver-
stoßen.21) 

- Der Anteil der Beschäftigten in Klein- und Mittelbetrie-
ben ist in den letzten Jahren rasch gestiegen, während 
der in größeren abgenommen hat. In Klein- und Mittel-
betrieben liegen die durchschnittlichen Löhne erheblich 
unter denen größerer Betriebe.22) Arbeitskräfte können 
leichter und zu  schlechteren  Bedingungen  gekündigt 
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werden.23) Oftmals werden die notwendigen Betriebs-
größen nicht erreicht, oberhalb derer Arbeitnehmer-
schutz- und Beteiligungsrechte erst wirksam werden. 

- Ein wachsender Teil von Beschäftigten ist nur kurzzeitig 
beschäftigt und pendelt gezwungenermaßen zwischen 
Arbeitslosigkeit und Gelegenheitsbeschäftigung. Da der 
Zugang zu den besser bezahlten Lohngruppen in der 
Regel an einen innerbetrieblichen Bewährungsaufstieg 
gebunden ist, liegen die Löhne der instabil Beschäftig-
ten weit unter denen der stabil Beschäftigten (vgl. Ta-
belle 3). 

 

Solche – nur beispielhaft genannten – prekären Arbeitsver-
hältnisse sind vor allem Kinder der Arbeitslosigkeit; Leih-
arbeit ist z. B. besonders in Regionen mit ungünstiger 
Beschäftigungssituation verbreitet.24) Der Trend zum 
Kleinbetrieb wird vor allem durch die Tertiarisierung 
ermöglicht. Sowohl Massenarbeitslosigkeit und Tertiarisie-
rung halten bis 2010 an. Es wäre wichtig gewesen, den 
langfristigen Auswirkungen dieser Prozesse auf die 
Arbeitsverhältnisse nachzugehen. Hier sind wichtige 
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Gestaltungsprobleme 
absehbar, die uns in den nächsten 20 Jahren beschäftigen 
werden. Man denke nur an die Frage der Sozialversiche-
rungspflicht geringfügiger Beschäftigung, die Mitsprache-
rechte von Beschäftigten in kleineren Betrieben oder die 
Einkommenssicherung bei Arbeitslosigkeit und im Alter, 
wenn die Erwerbstätigkeit mehrfach unterbrochen wurde. 
Die makroökonomischen Auswirkungen der Flexibilisie-
rung verdienen ebenso Beachtung wie die mittelfristige 

23) Vgl. Bosch, G., Kündigungsschutz und Kündigungspraxis in der Bun-
desrepublik,    Arbeitskreis    sozialwissenschaftliche    Arbeitsmarktforschung, 
Arbeitspapier 1983-5, Paderborn sowie Adamy, W., J. Steffen, 
Handbuch der Arbeitsbeziehungen, Opladen 1985 S. 70 ff. 

24) Vgl. Adamy,   W.,   G.  Bosch,  Arbeitsmarkt, in:  M.  Kittner (Hrsg.) 
Gewerkschaftsjahrbuch 1989, Köln 1989, S. 281 

25) Vgl. Friedrich, W., Sozialversicherungsfreie Beschäftigung, Forschungsbericht 
Nr. 181, Bundesministerium für Arbeit, Bonn 1989. Diese Zahl 
dürfte noch höher liegen, wenn man die zahlreichen Studentinnen, 
Schülerinnen und Rentnerinnen herausgerechnet hätte, was der Verfasser 
bedauerlicherweise unterlassen hat 

Entwicklung der Lohn- und Verteilungsstrukturen. Die 
Abnahme der Lohnquote in der Bundesrepublik von 
71,5% 1975 auf 64,1% 1989 bei gleichzeitiger Explosion 
der Gewinne wäre ohne solche Flexibilisierungsstrategien 
nicht im gleichen Ausmaß vollzogen worden. Man sucht 
vergeblich nach Hinweisen auf die ökonomischen Rückwir-
kungen dieser Umverteilungsprozesse (z. B. auf den Kon-
sum und auf die langfristigen Wachstumschancen). 

3.4 Frauenerwerbstätigkeit steigt weiter 
Die Frauenerwerbsquote wird bis zum Jahr 2010 stark 
ansteigen. Besonders ausgeprägt wird dieser Anstieg in den 
Altersgruppen zwischen 35 und 64 Jahren sein. Für die 20-
54jährigen Frauen wird im Jahre 2010 die Erwerbsquote 
voraussichtlich über 70% liegen. Durch die niedrige 
Erwerbsbeteiligung der anderen Altersgruppen wird die 
Erwerbsquote der Frauen jedoch unter 70% bleiben 
(Tabelle 4) und damit noch nicht das skandinavische 
Niveau von heute erreichen, das zwischen 72,3% in Norwe-
gen und 79,4% in Schweden liegt. Auch in der DDR und 
den anderen osteuropäischen Staaten sind meist mehr 
Frauen erwerbstätig als in der Bundesrepublik (DDR 
92%.) 

 

Im Vergleich zu den anderen Mitgliedstaaten der EG 
nimmt die Frauenerwerbstätigkeit in der Bundesrepublik 
nur einen Mittelplatz ein. Betrachtet man die Zuwachsrate 
der Erwerbstätigkeit von Frauen, so liegt die Bundesrepu-
blik sogar mit Spanien an letzter Stelle im EG-Vergleich. 
Der prognostizierte Anstieg der Frauenerwerbstätigkeit 
wird die familiären Pflege- und Erziehungsaufgaben 
zwangsläufig tangieren und den gesellschaftlichen Bedarf 
an Pflege, Erziehungs- und Betreuungsmöglichkeiten erhö-
hen. Noch ist völlig ungewiß, ob diese gesellschaftlichen 
Einrichtungen auch tatsächlich im erforderlichen Umfang 
zur Verfügung gestellt werden. Bei Beibehaltung unseres 
Halbtagsschulsystems, das in der Regel nicht einmal eine 
Teilzeitbeschäftigung ermöglicht, und einer unzureichen-
den Bereitstellung von Kindergarten- und Kinderkrippen-
plätzen, ist beispielsweise zu befürchten, daß die zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung der Frauen mit einer raschen 
Expansion geringfügiger Beschäftigung verbunden sein 
wird. Eine kürzlich veröffentlichte Studie des Bundesmini-
steriums für Arbeit zeigt, daß z. B. 42,4% aller geringfügig 
beschäftigten Frauen insbesondere deshalb wenige Stun-
den arbeiten, weil sie Kinder oder andere Personen zu 
versorgen haben25). Eine andere Studie belegt die Risiken 
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von Erwerbsunterbrechungen. Bei den Frauen liegt der 
Anteil der Befristungen an den Arbeitsverhältnissen mit 
10,2% beträchtlich höher als bei den Männern mit 6,2%. 
Dies wird im wesentlichen auf die häufigeren Arbeitsunter-
brechungen zurückgeführt. Die Chance zu einer Reintegra-
tion erhalten Frauen häufig nur über labile Beschäftigungs-
verhältnisse26). 
In der Politik der Bundesrepublik ist gegenwärtig nicht zu 
erkennen, ob eine höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen 
ermutigt werden soll oder ob nicht der Schwerpunkt auf 
eine Förderung der Rückkehr ins Hausfrauendasein gelegt 
werden soll27). 
Um eine hohe Erwerbstätigkeit der Frauen ohne entspre-
chende Expansion von Randarbeitsmärkten realisieren zu 

können, müssen Eltern besser gegen die Risiken einer 
Unterbrechung des Erwerbslebens wegen der Kinder abge-
sichert werden. Dies kann durch eine Verlängerung des 
Elternschaftsurlaubs mit Rückkehrrecht in die alte 
Beschäftigung nach schwedischem Modell sowie verbes-
serte arbeitsmarktpolitische Hilfen (z. B. durch Qualifika-
tionsmaßnahmen) geschehen. Hier liegt angesichts der 
langfristigen Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit eine 
der zentralen Herausforderungen an die Arbeitsmarktpoli-
tik. Allerdings muß hier die Arbeitsmarktpolitik versagen, 
wenn nicht an anderer Stelle durch die Sozial- (Bau von 
Kindergärten und Kinderkrippen) und Bildungspolitik 
(Ausbau von Schulen zu Ganztagsschulen) zusätzliche Ent-
lastung geschaffen wird. Ohne die Bereitstellung zusätzli-
cher Mittel wird dies nicht möglich sein. 

  

26) Vgl. Büchtemann, C., Befristete Arbeitsverträge nach dem Beschäfti-
gungsförderungsgesetz (BeschFG 1985), Forschungsbericht 1989, Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung, Bonn 1989 

27) Durch den Erziehungsurlaub in der Bundesrepublik wird eher eine Rückkehr 
von Berufstätigen in die häusliche Kinderbetreuung subventioniert. Damit 
einher geht die Hoffnung, die öffentlichen Angebote an Krippenplätzen sogar 
zu reduzieren. „Die hohe Akzeptanz des einjährigen Erziehungsurlaubs legt 
die Vermutung nahe, daß bei einem 3jähri-gen Erziehungsurlaub der Bedarf 
z. B. an Krippenplätzen gegenüber heute eher zurückgehen dürfte (. . .). Die 
Kosten für einen Krippenplatz mit ausreichendem und qualifiziertem 
Personal sind aber so hoch, daß mit diesem Geld (bis zu 2000 DM pro Kind 
und Monat) der Familienlastenausgleich so verbessert werden könnte, daß 
zumindest finanzielle Gründe nicht zur Aufnahme einer außerhäuslichen 
Berufstätigkeit zwingen würden. Bei einer Erweiterung des 
Erziehungsurlaubs, einer sehr starken Verbesserung des 
Familienlastenausgleichs sowie einer an familiären Bedürfnissen orientierten 
Flexibilisierung der Arbeitswelt würde der Bedarf an Einrichtungen zur 
ganztägigen Betreuung von Kindern wahrscheinlich auf Notfälle beschränkt 
bleiben. Kinder und Eltern würden davon profitieren.“ Vgl. Schnabel, T., Die 
Gesellschaft braucht die Familie. Das Kind braucht Mutter und Vater, in: 
Soziale Sicherheit 8-9/1989, S. 221 ff. 

3.5 Behauptete Höherqualifizierung nicht ohne Risiken 
Bemerkenswert ist das Ausmaß, in dem die Abnahme 
unqualifizierter Tätigkeiten vorausgesagt wird. Die Zahl 
der einfachen Tätigkeiten soll sich von 6,84 Mio. 1985 auf 
4,84 Mio. im Jahre 2010, also um 2 Mio. vermindern, 
während die Fachtätigkeiten im gleichen Zeitraum um 0,25 
Mio. und die höherqualifizierten Tätigkeiten sogar um 3,43 
Mio. zunehmen werden. 
Interessant an diesem Projektionsergebnis ist die Methode. 
Prognos hat hier nicht einfach den Trend der Vergangen-
heit (zerlegt nach Wirtschaftsstruktur- und Tätigkeitskom-
ponente) fortgeschrieben. Mit Hilfe von Schätzungen wur-
den zudem die Einflüsse unterschiedlicher neuer Technolo-
gien und sozioökonomischer Größen berücksichtigt. Diese 
technologisch und sozioökonomisch begründeten Trend- 
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korrekturen beschleunigen die Abnahme von Hilfsfunktio-
nen. Gegenüber einer reinen Trendfortschreibung 
beschleunigt sich der Arbeitsplatzabbau bei ausgewählten 
Hilfsfunktionen wie folgt: „Gewinnen/Herstellen als Hilfs-
tätigkeiten von -0,7 v. H. auf – 1,9 v. H. pro Jahr, von 
„Einfachen und Sachbearbeitertätigkeiten im Bürobe-
reich“ von – 0,2 v. H. auf – 2,3 v. H. pro Jahr oder von 
„Allgemeinen Diensten in Reinigung, Bewirtung in Hilfs-
tätigkeiten“ von -0,4 v. H. auf – 1,0 v. H. pro Jahr28). 
Prognos und IAB haben eine schnelle und breite Einfüh-
rung neuer Technologien unterstellt; sie rechnen mit höhe-
ren Anforderungen an die Produktqualität, die die Qualifi-
kationsanforderungen steigern und den Unternehmen den 
Übergang zu „Neuen Produktionskonzepten“ und qualifi-
zierter Gruppenarbeit nahelegen. 
Eine solche Qualifikationsentwicklung, wie sie das IAB 
und Prognos vorausgeschätzt haben, ist wünschenswert 
und entspricht gewerkschaftlichen Vorstellungen zu einer 
qualitativen Anreicherung einfacher Arbeit. Sie vollzieht 
sich jedoch nicht im Selbstlauf, sondern macht eine Reihe 
von Maßnahmen erforderlich. Hierzu zählt ebenso eine 
Verbesserung und Umgestaltung der Erstausbildung wie 
ein erheblicher Ausbau der Weiterbildung, durch den die 
vielen Arbeitslosen und die in den 80er Jahren fehlausge-
bildeten Jugendlichen an die gestiegenen Anforderungen 
der neugestalteten Arbeit herangeführt werden. 
Ohne eine kontinuierliche Weiterbildungspolitik, die 
Beendigung der Stop-and-go-Politik bei der Bundesanstalt 
für Arbeit sowie einen Ausbau der innerbetrieblichen Wei-
terbildung auch zugunsten der weniger qualifizierten 
Beschäftigten besteht die Gefahr, daß viele Beschäftigte 
von den guten Arbeitsplätzen ausgeschlossen und in einen 
flexiblen Randsektor von Hilfsfunktionen abgedrängt 
werden. 
Die Qualifikationsentwicklung ist keinesfalls einheitlich. 
Höher- und Dequalifikationsprozesse finden gleichzeitig 
statt. Auf die Gefahren einer falschen bzw. unzureichen-
den Ausbildung und/oder den Verlust vormals erworbener 
Qualifikationen wird in der IAB/Prognos-Studie hingegen 
nicht eingegangen. Dabei eröffnet eine erfolgreiche 
Berufsausbildung noch längst nicht jedem Arbeitnehmer 
die Chance auf einen qualifikationsgerechten Arbeitsplatz. 
So hat sich die Zahl der als Hilfsarbeiter beschäftigten 
Fachkräfte in den 80er Jahren um 18,4 v. H. erhöht. Dies 
entspricht einer absoluten Steigerung um gut 200000 bei 
gleichzeitigem enormem Abbau der Arbeitsplätze für un-
und angelernte Arbeiter (Schaubild 2). Bei den Jugendli-
chen hat mittlerweile jeder dritte, der als Hilfsarbeiter tätig 
ist, eine abgeschlossene Berufsausbildung. 
Im Kontrast zu den vielfältigen Klagen der Unternehmen 
über einen angeblichen Facharbeitermangel hat sich die 
Zahl der in der Bundesrepublik tariflich als Facharbeiter 
eingruppierten Arbeitskräfte in den letzten Jahren kaum 
erhöht. Eine steigende Zahl von Arbeitskräften mit Berufs-
abschluß wird offensichtlich selbst bei relativ konstanter 
Zahl beschäftigter Facharbeiter als Mangel angesehen. 
Diese Verdrängungsprozesse zu Lasten Ungelernter wer-
den in den extrem unterschiedlichen Arbeitslosenquoten 
von Facharbeitern einerseits und Un-/Angelernten ande-
rerseits sichtbar (Tabelle 5). Die Unternehmen tragen 
kaum dazu bei, diese Veränderungsprozesse gezielt durch 

28) Vgl. Bosch, G., Qualifizieren statt Entlassen, Opladen 1990 

Weiterbildungsmaßnahmen für Un- und Angelernte zu 
bekämpfen. 
Allzu viele Facharbeiter wurden unter Wert auf un- und 
angelernten Funktionen eingesetzt. 

3.6 In Industrie weiterhin mit Personalabbau zu rechnen 
Für die Beschäftigungspolitik genügt es nicht, allein die 
quantitativen Auswirkungen vorauszuschätzen. Gleicher-
maßen wichtig ist auch die Art des Strukturwandels. Voll-
zieht er sich innerhalb eines Betriebes, ist es viel leichter 
möglich, die Beschäftigten durch frühzeitige Information 
und Angebote von Qualifizierungsmaßnahmen auf den 
Wandel vorzubereiten. Vollzieht er sich hingegen über 
einen erzwungenen Arbeitsplatzwechsel oder eine Phase 
der Arbeitslosigkeit, sind Tätigkeitswechsel erfahrungsge-
mäß häufig mit Einbußen an Lohn etc. verbunden und die 
Eintrittshemmnisse in eine Qualifizierung wachsen. Wün-
schenswert wären daher Informationen zur erwarteten 
Fluktuation am Arbeitsmarkt sowie zur Dynamik von 
Betriebsgründungen und -Schließungen nach Betriebsgrö-
ßenklassen. Nur so können die für den einzelnen Beschäf-
tigten entscheidenden Beschäftigungsrisiken näher umris-
sen und spezifiziert werden. 
Die sektorale Aufgliederung der Projektionsergebnisse 
zeigt, daß der Strukturwandel enorm ist. Die Verfasser der 
Projektion gelangen zu folgender Einschätzung: „Die 
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Umstrukturierung wird keineswegs geradlinig verlaufen 
und ist nach wie vor für die einzelnen Unternehmen mit 
erheblichen Risiken verbunden.“ Dies gilt für einzelne 
Arbeitnehmergruppen in noch weit stärkerem Maße. 

Auch wenn die branchenbezogenen Schätzungen nicht 
immer in der gewünschten Tiefe zur Verfügung stehen, so 
zeigt sich doch sehr eindrücklich, daß der Strukturwandel 
selbst bei einem durchschnittlichen Wirtschaftswachstum 
von um die 2,5 vH nur sehr schwer sozialverträglich zu 
bewältigen ist. Dies gilt insbesondere für das warenprodu-
zierende Gewerbe, wo mit erheblichen Beschäftigungsein-
brüchen und zwischenbetrieblicher Mobilität zu rechnen 
sein wird. Sein Anteil an allen Beschäftigten kann von 39,3 
vH 1987 auf 32,0 vH (mittlere Variante) im Jahr 2010 
zurückgehen. Dabei werden einzelne Branchen sehr hohe 
Verluste aufweisen (z. B. Eisenschaffende, NE-Metall-
erzeugung -137000; Stahl-, Maschinen-, Fahrzeugbau  
- 3 6 1 0 0 0 ;  B a u h a u p t g e w e r b e  - 2 2 1 0 0 0 ;  B e r g b a u  
-  63000). 

Der gesellschaftliche Preis von Personalabbau und Entlas-
sungen ist hoch. Bei Massenentlassungen bleibt – wie zahl-
reiche Untersuchungen belegen – ein Anteil Älterer, 
gesundheitlich Eingeschränkter und geringer Qualifizierter 
auf dem Arbeitsmarkt zurück; viele andere können nur mit 
erheblichen Verlusten wieder in eine neue Beschäftigung 
integriert werden und zählen auch zu den Verlierern von 
Rationalisierungsprozessen. 

Gleichzeitig werden klassische Wege der 70er und 80er 
Jahre, Personalabbau zu bewältigen, versperrt. Dies gilt 
vor allem für vorzeitige Pensionierungen. Der Vorruhe-
stand ist ausgelaufen und das Rentenalter wird mittelfristig 
wieder heraufgesetzt. Prognos/IAB rechnen damit, daß die 
Erwerbsquote der Männer zwischen 60 und 64 Jahre, die 
durch Vorruhestand, flexible Altersgrenze und 59er-Rege-
lung bis 1986 auf 32,5 vH abgesunken ist, bis zum Jahre 
2010 wieder auf 48,0 vH ansteigen wird. Bei den 55- bis 
59jährigen wird mit einem Anstieg von 79,0 vH auf 84,0 vH 
gerechnet. 

Aufgrund dieser Entwicklungen besteht die Gefahr, daß 
Branchenstrukturwandel wieder, wie in den 50er und 60er 
Jahren, zu Massenentlassungen führt. Dies gilt um so 
mehr, als die Deregulierungskommission der Bundesregie-
rung ihr besonderes Augenmerk auf den Kündigungsschutz 
legt und nicht auszuschließen ist, daß Massenkündigungen 
wieder erleichtert und durch den Abbau von Sozialplanvor-
schriften für die Unternehmen verbilligt werden sollen. 

Hier scheint ein neuer Konsens in der Arbeitsmarktpolitik 
notwendig. Arbeitsmarktpolitik müßte präventiv eingrei-
fen, durch Qualifizierungsmaßnahmen die Zahl von Ent-
lassungen verringern und neue Formen des Übergangs in 
eine andere Beschäftigung ausprobieren ( z. B. vermittelt 
über Beschäftigungsgesellschaften oder gemeinsame Quali-
fizierungsprojekte mit möglicherweise aufnehmenden Be-
trieben29). 

29) Vgl. Klauder, W., Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 3/90. S. 21 

30) Vgl. Bardeleben, R. v. u. a., Strukturen betrieblicher Weiterbildung, in: 
Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berichte zur beruflichen Bildung 
(1986), Heft 83 

3.7 Die Anforderungen an betriebliche Beschäftigungspolitik 
steigen 
Die Folgen der absehbaren beschäftigungspolitischen Ent-
wicklung und die Verschiebungen in der Altersstruktur der 
Arbeitskräfte sind von der betrieblichen Personalpolitik 
bisher kaum ausreichend durchdacht. Die steigende 
Frauenerwerbstätigkeit sowie das wachsende Durch-
schnittsalter der Erwerbstätigen werden die qualitative 
Personalentwicklungsplanung vor neue Herausforderun-
gen stellen. 
Allzu viele Betriebe haben sich bisher daran gewöhnt, das 
Qualifikationsniveau über eine Verjüngung der Beleg-
schaft zu erhöhen und den „Nachschub an Wissen“ groß-
teils über die Ausbildung und Neueinstellung Jugendlicher 
zu organisieren. Da die mittleren und älteren Arbeitneh-
mer künftig in weit stärkerem Maße zur Bewältigung des 
technologischen Wandels benötigt werden, stellt sich die 
Frage nach einer alters- und leistungsgerechten Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen in neuer Qualität. Verstärkt gilt 
es, nach Möglichkeiten zum Abbau von Arbeitsbelastun-
gen zu suchen, um einem vorzeitigen Verschleiß der 
Arbeitskraft entgegenzuwirken. 
Betriebliche Beschäftigungspolitik kann sich künftig nicht 
mehr in so starkem Maße auf die externe Mobilität konzen-
trieren, sondern wird je nach der Betriebs- und Branchen-
entwicklung der betriebsinternen beruflichen Mobilität 
mehr Aufmerksamkeit schenken müssen. Ohne ausrei-
chende Qualifizierungsmaßnahmen der Betriebe droht 
allerdings mit wachsendem Durchschnittsalter in Teilberei-
chen eine „Veralterung des Wissens“, spezialisiertes Fach-
wissen kann schnell veraltern. 
Die Betriebe werden künftig in stärkerem Maße vor der 
Notwendigkeit stehen, das verfügbare Qualifikations-
potential besser auszuschöpfen und den Personalbedarf 
durch geeignete betriebliche Qualifizierungsmaßnahmen 
zu decken. Dies setzt voraus, daß Betriebe und Unterneh-
men die Zugangsbarrieren und Selektionskriterien zu 
betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen abbauen. Bisher 
entfallen nur 2,2% ihrer Weiterbildungskosten auf un- und 
angelernte Arbeiter.30) 

3.8 Struktureller Verfestigung der Arbeitslosigkeit 
entgegenwirken 
Bei anhaltend angespannter Arbeitsmarktlage und nach 
wie vor hoher Fluktuation am Arbeitsmarkt werden die 
betrieblichen Filter- und Ausleseprozesse weiter wirken 
und damit die Ungleichverteilung der Beschäftigungschan-
cen und -risiken nochmals verschärfen. Eine weitere Verfe-
stigung der strukturellen Arbeitslosigkeit zu Lasten der 
älteren Arbeitnehmer, der Frauen, der ausländischen 
Arbeitskräfte und vor allem der Un- und Angelernten ist 
für die kommenden Jahre nicht auszuschließen. 
Die mit dem Strukturwandel tendenziell einhergehenden 
höheren Qualifikationsanforderungen könnten gleichfalls 
neue Probleme entstehen lassen und die ohnehin feststell-
baren Segmentierungstendenzen im Ausbildungs- und 
Weiterbildungssystem verfestigen. Dieser Tendenz muß 
durch vorausschauende arbeitsmarkpolitische Maßnahmen 
entgegengewirkt werden. Die Förderinstrumente des AFG 
sollten so verändert werden, daß präventive Maßnahmen 
zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit eher ermöglicht und 
den Betroffenen eine mittelfristige Perspektive für eine 
dauerhafte Beschäftigung eröffnet werden. 
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Ebenso notwendig ist der Ausbau zukunftsorientierter 
Qualifizierungsmaßnahmen, die auch die Lernschwächeren 
in weit stärkerem Maße einbeziehen. Es darf nicht dazu 
kommen, daß eine Reihe von Ausbildungsberufen des 
dualen Systems für Sonder- und Hauptschüler so gut wie 
nicht mehr zugängig sind. Ausbildungs- und Weiterbil-
dungssystem müssen die unterschiedlichen Voraussetzun-
gen der Bildungsteilnehmer stärker berücksichtigen und 
die notwendigen Konsequenzen aus der sich verändernden 
Vorbildungs- und Altersstruktur ziehen. Pädagogische, 
personelle und technische Voraussetzungen müssen 
geschaffen werden, um Lernbenachteiligten einen besseren 
Erfolg zu ermöglichen und eine Abschiebung in Sonder-
maßnahmen zu verhindern. Ohne ausreichende staatliche 
Förderung und die Übertragung wichtiger Elemente des 
„Benachteiligtenprogramms“ auch auf die Erwachsenen-
bildung, wird das Ziel der Chancengleichheit für Lernbe-
nachteiligte kaum erreichbar sein. 

Der notwendige wirtschaftliche Aufholprozeß der ärmeren 
Länder wird u.a. durch die Neigung der Industrieländer zu 
protektionistischen Maßnahmen erschwert. Heute sind rd. 
ein Drittel aller Importe westlicher Industrieländer entwe-
der von nichttarifären Handelshemmnissen (z. B. Normen 
oder Lizenzvergabe) oder von Zöllen betroffen. 
In der oberen Variante der IAB/Prognos-Projektion wer-
den ebenso Impulse zur Lösung des Nord-Süd-Konflikts 
und der Verschuldung der Entwicklungsländer gefordert 
wie weltweite Initiativen zur Umweltschonung und zu for-
cierter Energieeinsparung. Solange dies nicht geschieht, 
„nimmt die Gefahr schockartiger Anpassungserfordernisse 
aufgrund unvorhergesehener Umweltereignisse und star-
ker politischer Reaktionen zu. Solche Ereignisse können 
Auswirkungen haben, die mit denen der beiden Ölpreis-
schocks in den 70er Jahren durchaus vergleichbar sind.“32) 
Doch die Warnungen der IAB/Prognos-Projektion werden 
offensichtlich nicht zur Kenntnis genommen. 

  

3.9 Globale Herausforderungen steigen 
Eine wichtige Lehre des vergangenen Jahrzehnts ist, daß 
Wachstum bei uns keinesfalls mit einer automatischen 
Lösung der ökologischen Probleme und mit Wachstum in 
Entwicklungsländern einhergehen muß. Vielmehr haben 
sich die internationalen Disparitäten verschärft. Die IAB/ 
Prognos-Untersuchung verweist ausdrücklich auf diese 
weltwirtschaftlichen Risiken, die mit der ungelösten Ver-
schuldungsproblematik der Entwicklungsländer und der 
fortschreitenden Umweltzerstörung einhergehen, ohne 
allerdings ausreichende Lösungswege aufzeigen zu können. 

Infolge der überhöhten Verschuldung sind viele Entwick-
lungsländer zu Nettoexporteuren von Kapital geworden. 
Die sozialen Kosten der eingeleiteten Anpassungsmaßnah-
men waren so groß, daß die Arbeitseinkommen teilweise 
um 20 bis 30% fielen. Trotz der beachtlichen Wachstums-
raten der Weltwirtschaft verarmen weite Teile der Dritten 
Welt mehr und mehr. In den 80er Jahren ist die Zahl der in 
absoluter Armut lebenden Menschen weltweit von rd. 820 
Mio. auf schätzungsweise 950 Mio. gestiegen.31) 

 

31) Vgl. Internationales Arbeitsamt, Wirtschaftsaufschwung und Beschäftigung. 
Bericht des Generaldirektors der IAO zur 76. Internationalen 
Arbeitskonferenz 1989, Genf 1989, S. 12 

32) Prognos, Arbeitslandschaft bis 2010 nach Umfang und Tätigkeitsprofilen, 
Textband, in:  Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
BeitrAB 131.1,8. 22 

4. Schlußbemerkung 
Die Arbeitsmarktprojektion 2010 stellt keine zwangsläu-
fige wirtschaftliche Entwicklung dar. Die beschäftigungs-
politische Zukunft ist vielmehr gestaltbar. Die arbeits-
marktpolitische Vorausschau kann zwar die Unsicherheit 
über die künftige Entwicklung nicht beseitigen, sie trägt 
aber entscheidend dazu bei, das Spektrum von möglichen 
Risiken einzugrenzen. Dies ist eine Voraussetzung für 
rechtzeitiges politisches Handeln. Auch wenn die Auswir-
kungen der Entwicklung in Osteuropa nicht berücksichtigt 
werden konnten, so sind zentrale arbeitsmarktpolitische 
Entwicklungslinien grob abschätzbar. Selbst unter Berück-
sichtigung möglicher Fehlermargen wird offenbar, daß das 
globale Arbeitsmarktungleichgewicht anzuhalten droht. 
Es wäre fatal, die Augen vor diesen Herausforderungen zu 
verschließen. Es besteht die Gefahr, daß aufgrund der 
deutsch-deutschen Wachstumseuphorie die übereilte 
Schlußfolgerung gezogen wird, die gegenwärtige Wachs-
tumsdynamik würde sich wenigstens 15 Jahre fortsetzen. 
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß die wirt-
schaftliche Entwicklung zyklisch verläuft und sich der 
Wachstumstrend infolge struktureller und sektoraler Kri-
sen sehr schnell abflachen kann. Das in der Bundesrepu-
blik ohnehin schon bestehende regionale Beschäftigungs-
gefälle kann sich dadurch noch verschärfen. 
Die Arbeitsmarktprojektion gibt keine Anhaltspunkte, 
einer beschäftigungspolitischen Enthaltsamkeit das Wort 
zu reden. Sie eröffnet vielmehr die Chance, sich rechtzeitig 
auf die Herausforderungen einzustellen und Lösungsalter-
nativen zu suchen. Viel wichtiger als eine Kontroverse über 
Zehntel-Prozentpunkte der Projektion ist ein konstruktiver 
Dialog bezüglich derjenigen Maßnahmen, die eine erfolg-
reiche Bewältigung der erkennbaren Beschäftigungspro-
bleme ermöglichen. 
Der absehbare Strukturwandel wird sozialverträglich nur 
gestaltet werden können, wenn das vorhandene Arbeits-
platzangebot über eine aktive Beschäftigungspolitik sowie 
Arbeitszeitverkürzung erweitert wird und andererseits die 
oben dargestellten qualitativen Probleme (wie unzurei-
chende Absicherung atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse, Dequalifikations- und Selektionsprozesse, unzurei-
chende Personalplanung) angegangen werden. Dies macht 
einen Um- und Ausbau der aktiven arbeitsmarktpoliti- 
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sehen Instrumente und eine stärkere Ausrichtung auf die 
Grundziele des AFG – nämlich hoher Beschäftigungsstand 
und Verbesserung der Beschäftigungsstruktur – erforder-
lich. Dies schließt die Ausweitung der öffentlich finanzier-
ten Weiterbildungspolitik ein, die an betriebs- und berufs-
übergreifenden Qualifikationen orientiert sein muß und 
Überwälzungen von vormals betrieblichen Bildungsmaß-
nahmen verhindert. Zugleich muß die Arbeitsmarktpolitik 
besser mit der sektoralen Strukturpolitik, der regionalen 

und betrieblichen Beschäftigungspolitik verzahnt werden. 
Von ebenso großer Dringlichkeit ist eine an gesamtwirt-
schaftlichen Aspekten orientierte Finanzierung der 
Arbeitsmarktpolitik. Dies ist Grundvoraussetzung dafür, 
daß den Arbeitsämtern wirksamere Ansatzpunkte zur 
Bewältigung der absehbaren Beschäftigungsprobleme 
eröffnet werden. Auf „natürliche“ Weise werden sich die 
Beschäftigungsprobleme über das Jahr 2000 hinaus kaum 
lösen lassen. 

  

MittAB 1/90 121 


